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WOLFRAM SCHAFFAR

Der Staat im Internet:
Nutzung und Kontrolle des Internets in Singapur

Seit seiner Einführung vor zwei Jahrzehnten befeuert das Internet 
die Erwartung, dass mit der Ausbreitung des Netzes und dem Zugang 
zu erweiterten und verbilligten Kommunikationsmöglichkeiten eine weit-
reichende Demokratisierung einhergeht. Diese Erwartung stützt sich 
zunächst auf Einschätzungen, die mit den technischen Eigenschaften des 
Internets zu tun haben: Wegen seines dezentralen Aufbaus könnten die 
Datenströme im Internet nicht mehr zensiert werden. Eine Kontrolle des 
Mediums sei nicht mehr möglich, und autoritäre Regime, die sich bislang 
auf diese Kontrolle stützen konnten, würden unter dem Druck des freien 
Zugangs zu unzensierten Informationen zusammenbrechen (in Bezug auf 
China vgl. Taubman 1998; Yang 2003; Zhou 2006).

Diese Gedankenfigur folgt einer besonders in den USA verbreiteten 
Erzählung, dass die sozialistischen Länder in Mittel- und Osteuropa 
durch die Sendungen von Radio Free Europe und die Sowjetunion durch 
das Schmuggeln von Kopier- und Faxgeräten zu Fall gebracht wurden 
(Morozov/Meyrs 2011). Beim Internet wird jedoch eine weitere technische 
Komponente als demokratiefördernd angenommen: Durch seinen dezen-
tralen und un-hierarchischen Aufbau würde durch die Benutzung des 
Netzes das Verhalten der NutzerInnen selbst demokratisiert. Es wird also 
angenommen, dass politische Debatten im Internet nicht nur den Radar 
der Zensur umgehen können, sondern aufgrund der Netzstruktur auch 
einen anderen Charakter annehmen und partizipativer, weniger hierar-
chisch etc. werden (Faris/Etling 2008: 74; Zaw Oo 2006).

Diese Art von technischem Dezisionismus prägte lange Zeit nicht nur 
die (populär-)wissenschaftlichen Einschätzungen, sondern auch die Erwar-
tungen ranghoher PolitikerInnen – und damit die Außenpolitik der USA, 
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die sich als Exporteur von Demokratie versteht und dabei auf Technolo-
gieexport setzt. Vor diesem Hintergrund ist eine Rede von Bill Clinton zu 
verstehen, die zum geflügelten Wort wurde: „In the new century, liberty 
will spread by cell phone and cable modem […]. Now, there’s no question 
China has been trying to crack down on the Internet – good luck. That’s 
sort of like trying to nail Jello to the wall“ (Clinton 2000).

Neben Argumenten, die sich allein auf die technischen Eigenschaften 
des Netzes beziehen, gibt es auch solche, die der Wirtschaft eine zentrale 
Rolle bei der Entfaltung der demokratisierenden Wirkung zusprechen. 
Als „Diktatorendilemma“ wurde die Gedankenfigur bekannt, die vor den 
Zeiten des Internets von George Shultz (1985) geprägt und später auf die 
neuen Kommunikationsmedien übertragen wurde. In der wissensbasierten 
Ökonomie nehme Internetkommunikation einen immer zentraleren Stel-
lenwert für die wirtschaftliche Entwicklung ein. Ohne Internet könnten 
internationale Finanztransaktionen, Geschäftsabwicklung etc. nicht mehr 
geleistet werden. Daher befänden sich autoritäre Regierungen in der dilem-
matischen Situation, dass sie entweder das Internet beschneiden könnten, 
was aber die wirtschaftliche Entwicklung behindern und ihre Legitimati-
onsgrundlage aufs Spiel setzen würde. Oder aber sie ließen das Internet zu, 
verlören aber durch die sich ausbreitenden Informationen und die Informa-
tionsfreiheit ebenfalls ihre Legitimationsgrundlage. In ihrer Grundsatzrede 
anlässlich der beginnenden Umbrüche in der arabischen Welt bekräftigte 
auch die derzeitige US-Außenministerin, Hillary Clinton, die klassische 
Position der US-Regierung: „When countries curtail internet freedom, 
they place limits on their economic future. […] They will face a dictator’s 
dilemma […]“ (Clinton 2011).

Sowohl die rein technik-dezisionistische, als auch die komplexere Gedan-
kenfigur des Diktatorendilemmas können als Varianten einer Art informa-
tioneller Modernisierungstheorie charakterisiert werden: Der Grundgedanke 
ist, dass eine alternativlose, zielgerichtete technische Entwicklung sowie die 
wirtschaftliche Integration in die Weltmärkte zur Verbreitung des Internets 
führt und damit eine Art neue Mittelschicht entsteht. Diese Schicht definiert 
sich jedoch nicht materiell, sondern über ihre Kommunikationspraktiken: 
Angeregt von der frei verfügbaren und unzensierten Information aus aller 
Welt und geprägt von der Praxis nichthierarchischer partizipativer Kommu-
nikation fordert sie Demokratie und Freiheit.



Der Staat im Internet: Nutzung und Kontrolle des Internets in Singapur

Auch wenn besonders die frühen technik-dezisionistischen Einlassungen 
aus heutiger Sicht recht pauschal klingen, scheinen die gleichen Gedanken bis 
heute reflexartig in politischen Kommentaren auf, wenn es in einem Ort der 
Welt zu politischen Protesten kommt. Die Umbrüche in Nordafrika stellen 
den gegenwärtigen Höhepunkt dieser Einschätzungen dar und schlagen sich 
nicht nur in der Verwendung der Bezeichnung „Facebook-Revolution“ in den 
Zeitungen nieder, sondern werden auch durch Veranstaltungen von politi-
schen Stiftungen und anderen Akteuren reproduziert1.

Im Zuge der Debatten zur arabischen Welt haben sich jedoch mehr 
und mehr Stimmen gemeldet, die die Interpretation als „Facebook-Revo-
lution“ anzweifeln: Barkawi (2011) übt deutliche Kritik an der eurozentri-
schen Implikation und der westlichen Vereinnahmung der Revolutionen, 
die durch diesen Begriff transportiert wird. Ähnlich der Erzählung von den 
in die Sowjetunion geschmuggelten Kopiergeräten wird durch den Begriff 
„Facebook-Revolution“ suggeriert, der Westen liefere erneut die Idee und 
die Technologie für die Revolution in die betreffenden Länder. „To listen 
to the hype about social networking websites and the Egyptian revolution, 
one would think it was Silicon Valley and not the Egyptian people who 
overthrew Mubarak“ (Barkawi 2011).

Andere AutorInnen gehen noch weiter und stellen heraus, dass gerade das 
Ausschalten des Internets zur entscheidenden Form von Organisierung führte, 
da dadurch ein Verharren hinter dem Bildschirm nicht mehr möglich war und 
zur Selbstverteidigung gegen die Schlägertrupps und Polizeieinheiten Nach-
barschaftsgarden gebildet wurden (Barkawi 2011; Hassanpour 2011). Selbst 
von der Seite derer, die professionell Demokratieförderung über die Verbrei-
tung des Internets betreiben, kommen in letzter Zeit kritische Stimmen: 
Evgenij Morozov, Mitarbeiter der US-amerikanischen Stiftung Endowment 
for Democracy, wurde in der jüngsten Debatte zu einem prominenten Kritiker 
des „Internet-Utopismus“ (Morozov 2009; Morozov/Myers 2011)

Jenseits der Arbeiten, die aus Anlass aktueller politischer Umbrüche 
entstehen, kamen Studien, die den Zusammenhang zwischen Internet und 
Demokratie über einen längeren Zeitraum betrachten, schon seit langem zu 
einem nüchterneren Ergebnis (z.B. Khalatil/Boas 2003). An vergleichenden 
statistischen Arbeiten, die den Zusammenhang zwischen der Verbreitung 
des Internets und der demokratischen Entwicklung anhand großer Länder-
Samples untersuchen, sind die Arbeiten von Best und Wade (2009) und 
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Groshek (2009) zu nennen, die die Internetdurchdringung an Parametern wie 
Internetanschlüssen pro 1000 EinwohnerInnen sowie das Demokratieniveau 
eines Landes anhand einiger ausgewählter Variablen der gängigen Demo-
kratieindizes messen. So finden Best und Wade für den Zeitraum zwischen 
1992 und 2002 einen statistisch relevanten Zusammenhang zwischen beiden 
Variablen, der so weit reicht, dass die Autoren konstatieren, „in this time 
period an extra 131 Internet users per 1,000 people corresponds to a one point 
jump on the 14 point democracy index“ (Best/Wade 2009: 255).

Wenn die Autoren allerdings die Wirtschaftsleistung herausrechnen, 
die sowohl mit der Verbreitung der Internetanschlüsse als auch mit dem 
Demokratieniveau korreliert, ergibt sich eine charakteristische Verzer-
rung, die sie als regionalen Effekt interpretieren: Die eurasische Demo-
kratie habe eine stärkere Korrelation zum BIP und zur Internetdurch-
dringung als jede andere Region. In Asien und dem Nahen Osten jedoch 
zeige sich kaum ein relevanter Zusammenhang zwischen Internet und 
Demokratie. „This lends credit to the theory that the Internet may only 
affect democracy in certain situations. Put plainly, this leaves us with an 
extremely important question: Has the Internet served as an agent for 
democratic change in some parts of the world (e.g. Africa) but not in 
others (e.g. the Middle East)?“ (Best/Wade 2009: 263).

Für solche anhand großer Länder-Samples durchgeführte Untersu-
chungen stellen Staaten wie Singapur Ausreißer dar, da hier eine hohe 
Internetdurchdringung mit einer Fortdauer oder sogar Konsolidierung 
autoritärer Strukturen einhergeht. George (2005) spricht in diesem Zusam-
menhang von einem penetration/participation paradox. Als Ausreißer 
erscheinen sie jedoch nur aufgrund einer Reihe von bestimmten, nicht 
explizit gemachten Prämissen.

1. Defizite der dargestellten Ansätze

Fast allen Texten zum Verhältnis von Internet und Demokratie liegt ein 
liberales Weltbild US-amerikanischer Prägung zugrunde, in dem als Bedro-
hung von Freiheit vor allem der Staat gesehen wird2. Das Internet dagegen 
wird als Hort der Selbstorganisierung und Freiheit konzeptualisiert. Nach 
dieser Logik wird mit der Ausbreitung des Netzes der Zivilgesellschaft ein 
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Mittel an die Hand gegeben, den Staat noch besser zu bekämpfen bzw. ihn 
in seine Schranken zu weisen. Der demokratisierende Effekt des Internets 
wird als Folge der Reduzierung des Staats gesehen (z.B. Faris/Etling 2008). 

Die Fälle, in denen autoritäre Regime trotz Verbreitung des Internets 
an der Macht bleiben, werden als Fälle analysiert, in denen der Staat es 
geschafft hat ins Internet vorzudringen, zum Beispiel in Form von Zensur 
(vgl. Khalatil/Boas 2003). Anstelle der automatischen Aushebelung des Staats 
tritt das Bild, dass sich im Internet Staat und Zivilgesellschaft ein Gefecht 
liefern. Die Zuschreibung, dass staatliches Handeln autoritär und zivilgesell-
schaftliches freiheitlich und demokratiefördernd ist, bleibt jedoch erhalten.

Diese Perspektive, die in den meisten Arbeiten vorherrscht, zeichnet 
sich durch eine Reihe von Defiziten aus: Demokratie wird reduziert auf 
die Geltung einiger formaler Anforderungen wie (Rede-)Freiheit, Wahlen 
und Rechtsstaatlichkeit. Dass mit diesem System liberaler Demokratie ein 
charakteristisches staatliches Engagement einhergeht, beispielsweise in 
Form eines Sicherheits- und Justizapparats, wird ausgeblendet. Dagegen 
wird jede Form von Regulierung – ohne Unterscheidung, ob es sich um 
eine auf demokratischen Entscheidungen beruhende Form von Regulie-
rung handelt oder nicht – als tendenziell freiheitsberaubender staatlicher 
Eingriff gesehen. Darüber hinaus werden wirtschaftliche und zivilgesell-
schaftliche Akteure vom Staat unterschieden, denen in der gleichen undif-
ferenzierten Art eine Orientierung auf freiheits- und demokratieförderndes 
Handeln zugesprochen wird. Dieses geschieht ungeachtet der Tatsache, 
dass – wie das Beispiel der Selbstzensur von Google in China gezeigt hat 
– wirtschaftliche Akteure um des Marktzugangs willen bereit sind, mit 
autoritären Regierungen Verträge zu schließen und weitreichende Eingriffe 
zu akzeptieren, solange es sich im Gesamtgeschäft rechnet. Ebenso unbe-
achtet bleibt, dass die EntwicklerInnen von Zensursoftware etc. private 
Unternehmen sind, die ihre Zensurtechnologie als Ware verkaufen (z.B. 
Morozov/Myers 2011). Bezüglich der Einschätzung der Zivilgesellschaft 
wird übersehen, dass zahlreiche Beispiele für die Nutzung des Internets 
durch rechte und nationalistische Bewegungen bekannt sind.

Ebenso schwer wie diese demokratietheoretischen Defizite, die mit 
dem Weltbild einer liberalen Demokratie US-amerikanischer Prägung 
einhergehen, wiegt das verkürzte Verständnis des Staats, der als gegebene 
Struktur, als äußerlicher Apparat mit einer bestimmten Eigendynamik 
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erscheint. Dieses Staatsverständnis fällt hinter Arbeiten zurück, die in der 
Folge von Nicos Poulantzas den Staat als soziales Verhältnis konzeptua-
lisieren und damit die Dynamik der Transformation des Staates unter 
den Bedingungen von Globalisierung erfassen können (Brand et al. 2007; 
Brand 2010; Demirović 2007, 2010).

Schließlich verbindet die meisten Texte zum Verhältnis von Internet 
und Demokratie der Bezug auf eine bestimmte Raummetapher. Das 
Internet wird konzeptualisiert als ein neu entstandener Raum – wie eine 
Art neu entdecktes Land, bei dessen Eroberung nun die Zivilgesellschaft 
gegen den Staat kämpft. Sehr deutlich wird diese Metapher in Manife-
sten der InternetaktivistInnen selbst, wie der Unabhängigkeitserklärung 
des Cyberspace: „Governments of the Industrial World, […] I come from 
Cyberspace, the new home of Mind. […] You are not welcome among us. 
You have no sovereignty where we gather“ (Barlow 1996).

Bei dieser Vorstellung erscheint der Raum jedoch als ein von der Infor-
mationstechnologie hergestellter Raum, der – wenn auch nicht im gleichen 
physikalischen Sinn wie der kartesische Raum – wegen seiner mathematisch- 
technischen Fundierung eine Art Container-Raum darstellt. Diese 
Vor stellung fällt hinter Theorien zurück, die Raum als sozial konstruiert 
analysieren und damit unter anderem erklären können, wie Machtkonstella-
tionen, Herrschafts- und Produktionsverhältnisse den Raum nicht nur struk-
turieren, sondern erst entstehen lassen (Belina/Michel 2007; Wissen 2007).

In den folgenden Abschnitten werde ich die Genese und die Spezi-
fika der Internetregulierung in Singapur darstellen. Bezüglich der histo-
rischen Ereignisse beziehe mich hauptsächlich auf die Darstellungen von 
Terence Lee (2010) und Cherian George (2007). Auf dieser Grundlage 
werde ich diskutieren, welches Verständnis von Staat und Raum ange-
setzt werden muss, wenn man den Zusammenhang zwischen Internet 
und Demokratie untersuchen möchte. 

2. Singapur und das Regierungssystem des austarierten Zwangs

Der Stadtstaat Singapur liegt an der äußersten Spitze der malaiischen 
Halbinsel und zählt gegenwärtig etwas über 5 Millionen Einwohner, die 
zu 75 Prozent chinesischer, 14 Prozent malaiischer und 9 Prozent indischer 
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Abstammung sind (die restlichen BewohnerInnen werden als Auslände-
rInnen oder „andere“ klassifiziert) (Wijeysingha 2006). Hervorgegangen 
aus einem komplizierten Prozess der Loslösung von Großbritannien ab 
dem Jahr 1959 und einem gescheiterten Prozess der gemeinsamen Staats-
bildung in der malaiischen Föderation, zeichnet die Regierung Singapurs 
das Bild einer permanenten existenziellen Bedrohung: Als chinesische 
Enklave sei man in einer mehrheitlich von muslimischen MalaiInnen 
und IndonesierInnen bewohnten Umgebung von außen bedroht, und – 
seit den gewaltvollen Unruhen Ende der 1960er Jahre – von innen einer 
ständigen Gefahr ethnischer Konflikte ausgesetzt. Wirtschaftlich ist 
das Land wegen seines Mangels an Bodenschätzen und seiner geringen 
Fläche auf Handel bzw. auf den Weltmarkt ausgerichtete arbeits- und 
wissensintensive Produktion angewiesen.

Unter diesen Bedingungen entstand ein paranoides autoritäres 
Regimes, das das gesamte Regierungshandeln auf die eine Logik des survi-
valism gründet und innere und äußere Gefahren bekämpft, um Stabi-
lität und wirtschaftliche Entwicklung als oberstes Staatsziel zu verfolgen 
(Lee 2010: 3). Gemessen an diesem Ziel ist die Regierung äußerst erfolg-
reich: Singapur wurde wegen seiner zentralen Lage und seiner Stabilität als 
Brückenkopf zahlreicher international agierender Firmen gewählt, die von 
hier aus ihre Geschäfte in den unruhigeren Nachbarländern unternehmen. 
Die Stadt zählt als Global City, deren Bedeutung auf ihrer Funktion als 
regionales und internationales Zentrum beruht. 

Die politische Kraft hinter diesem Erfolg ist die People’s Action Party 
(PAP), die Singapur ununterbrochen seit 1959 regiert und erst bei der 
letzten Wahl im Mai 2011 mit einer Mehrheit von 81 von 87 Sitzen im 
Parlament in ihrer Rolle bestätigt wurde. Der charismatische Führer Lee 
Kwan Yew war von 1959 bis 1990 Premierminister und hat das Amt an 
seinen Sohn Lee Hsein Loong vererbt, der seit 2004 die Regierung führt. 
Diese Kontinuität erreichte die PAP durch ihren wirtschaftlichen Erfolg 
und eine subtile soziale Kontrolle. Öffentliche Wohnungsbauprojekte, in 
denen zur Verhinderung von ethnischen Unruhen die Zusammensetzung 
der BewohnerInnen staatlich geplant wird, sowie ein Sozialversicherungs-
system, das der staatlichen Verwaltung über Renten- und Krankenver-
sicherung Zugriff auf die Bevölkerung ermöglicht, sind Elemente eines 
umfassenden social engineering (Wijeysingha 2006).
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Gleichzeitig sorgen im Hintergrund drakonische Strafandrohungen 
für Disziplin in der Bevölkerung: Singapur kennt körperliche Züchtigung 
als Strafe für einige Vergehen, und gemessen an der Größe der Bevölkerung 
werden hier die meisten Todesurteile weltweit vollstreckt. Konkret relevant 
für die Einhegung politischer Opposition ist jedoch der Internal Security 
Act, ein Gesetz, das noch zur Zeit der britischen Kolonialzeit zur Bekämp-
fung von kommunistischen Aufständen erlassen wurde und das der Regie-
rung erlaubt, unter bestimmten Umständen Menschen ohne Gerichts-
verhandlung für viele Jahre ins Gefängnis zu werfen. In den Jahren 1963 
und 1987 wurden in spektakulären Operationen mehrere Dutzend Oppo-
sitionelle, GewerkschafterInnen und AktivistInnen verhaftet und ohne 
Verhandlung interniert (Jordan 2009).

Das herausstechendste Merkmal dieses Systems ist jedoch gerade nicht eine 
offene Zwangsherrschaft. Singapur ist wegen seiner wirtschaftlichen Voraus-
setzungen darauf angewiesen, im Inneren eine berechenbare Rechtssprechung 
zu pflegen und nach außen als verlässlicher Vertragspartner in internationalen 
Abkommen zu gelten. Eine willkürliche Justiz und unberechenbare politische 
Gewaltanwendung kann sich Singapur daher nicht leisten (bzw. glaubt es sich 
nach der Logik des Diktatorendilemmas nicht leisten zu können). Ebenso 
achtet die Regierung in Singapur darauf, sich in regelmäßigen Wahlen zu legi-
timieren und sich mit allen anderen Attributen einer Demokratie, wie zum 
Beispiel einer differenzierten Presselandschaft, zu schmücken.

Was in Singapur herrscht, ist vielmehr ein fein austarierter Zwang (cali-
brated coercion, George 2007), der die Bevölkerung zur Selbstdisziplinierung 
erzieht und die Anwendung von offenen Zwangsmaßnahmen weitgehend 
unnötig macht. Dieses System wiederum zeichnet sich dadurch aus, dass es 
keinem Masterplan folgt, sondern vielmehr in einem evolutionären Prozess 
entstand, bei dem die Partei weniger einer zusammenhängenden Ideologie 
als vielmehr einem radikalen Pragmatismus folgte: „Pragmatism is governed 
by ad hoc contextual rationality that seeks to achieve specific gains at parti-
cular points in time and pays scant attention to systematicity and coherence 
as necessary rational criteria for action“ (Chua Beng Huat 1995: 58).

Dieser Pragmatismus prägt die Entscheidungen und Reaktionen der 
Regierung bei wichtigen Weichenstellungen, an denen die Machtposition 
der Partei neu verhandelt wird, wie etwa bei Wahlen und bei der Einfüh-
rung neuer Kommunikationstechnologien wie dem Internet.
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3. Die Architektur der Kontrolle:
OB-Marker, Diskurs der Öffnung und Speakers’ Corner

3.1 OB-Marker als Bausteine des Kontrollsystems
Am Beispiel der Beherrschung traditioneller Medien wie Zeitungen wird 

die Art und die Genese des Kontrollsystems deutlich: Singapur verfügt tradi-
tionell über eine reiche Zeitungslandschaft. Ebenso wie gegen die Oppositi-
onspolitikerInnen in den 1960er und Ende der 1980er Jahre schritt die Regie-
rung 1971 gegen drei Zeitungen ein und übte mit voller Gewalt Zensur aus: 
Nach einem kritischen Artikel gegen die Regierungspolitik verschwanden die 
Herausgeber unter dem Internal Security Act hinter Gittern, und die Lizenz 
wurde den Zeitungen entzogen (George 2007: 133f). Nachdem sich jedoch 
internationale KorrespondentenInnen über die „willkürlichen Eingriffe der 
Regierung in den privaten Geschäftssektor“ (ebd.: 134) beschwert hatten, 
schwenkte die Regierung um und tarierte die Beherrschung der Zeitungen in 
anderer Weise aus: Mit dem Newspaper and Printing Press Act von 1974 führte 
die Regierung sogenannte Managament-Aktien ein, deren HalterInnen ein 
200-faches Stimmrecht im Aufsichtsrat haben. Diese Aktien wurden Banken 
und verdienten Mitgliedern des Establishments zugeteilt; so sicherte sich die 
Regierung eine indirekte Kontrolle über die grundlegende Ausrichtung der 
Zeitungen, ohne in die privatwirtschaftlichen Zusammenhänge zu sehr 
einzugreifen (George 2007: 135; Lee 2010: 131).

Im Hintergrund bleiben jedoch drakonische Strafandrohungen weiter 
bestehen und können bei Bedarf jederzeit von der Regierung aktiviert 
werden: Neben der allgegenwärtigen Bedrohung durch den Internal Secu-
rity Act, dessen Nutzung seit dem 11. September 2001 einen Aufschwung 
erfahren hat und international weniger geächtet ist, setzte die Regierung 
zum Beispiel den Official Secrets Act – ein Gesetz gegen Spionage aus dem 
Jahre 1935 – ein, um JournalistInnen abzuschrecken, vertrauliche Informa-
tionen aus der politischen Welt zu verwerten (Lee 2010: 131). 

Die Grenzen, bis zu denen ein Journalist bei der Berichterstattung 
gehen kann, werden von sogenannten OB-Markern gesteckt. Das Wort 
steht für out-of-boundary marker und ist aus dem Golfsport übernommen. 
Damit ist die Regel gemeint, dass ethnische, religiöse und politische Prob-
leme nicht öffentlich thematisiert werden dürfen. Es handelt sich dabei 
jedoch um informelle Regeln, die nie in einem administrativen oder legis-
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lativen Vorgang festgelegt wurden, sondern anhand von gelegentlichen 
öffentlichen Einlassungen ranghoher RegierungsvertreterInnen zu wich-
tigen Präzedenzfällen ableitbar sind. Durch solche „Warnschüsse“ macht 
die Regierung klar, dass sie eine Grenze verletzt sieht, bei deren wieder-
holter Übertretung mit dem Einsatz offener Zwangsmaßnahmen gerechnet 
werden muss. Die besondere Wirkung der OB-Marker hängt mit ihrer 
Ambiguität zusammen (Raymond Lim 2003, zit. nach Lee 2010: 97): Die 
Grenzen des Sagbaren sind nirgendwo genau definiert und bewirken so 
eine weitreichende vorauseilende Selbstzensur. Die Regierung bestreitet die 
Existenz solcher Marker nicht – vielmehr deutet sie sie in Orwell’scher 
Manier um: Die Marker dienten dazu, so der Regierungssprecher, „die 
Grenzen des Bereichs zu markieren, den der Premierminister gerade im 
Begriff ist, zu erweitern“ (Chan 1994, zit. nach Lee 2010: 97). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Kontrollregime auf 
mehreren Säulen beruht: Die wirtschaftliche Verflechtung zwischen der 
Regierungspartei und den Zeitungsverlagen ist die materielle Grundlage 
für langfristige Interessenüberschneidungen. Darüber hinaus sichert die 
Regierung ihren Zugriff über eine institutionell abgesicherte überproporti-
onale Stimmenmehrheit in den Aufsichtsräten. Auf der Ebene der Journa-
listInnen greifen Techniken, die mit Foucaults Konzept der Gouvernemen-
talität erfasst werden können: Eine Kombination aus unklar definierten 
Regeln und drakonischen Strafen, die faktisch selten exekutiert, jedoch 
real sind, stimuliert ein hohes Maß an Selbstzensur (für eine ausführliche 
Diskussion entlang der Konzepte Foucaults vgl. Lee 2010). 

3.2 Diskurs der Öffnung und Speakers’ Corner
Die Erkenntnis, dass die Wirtschaft Singapurs nur dann konkur-

renzfähig bleiben kann, wenn sie sich ganz nach außen öffnet, führte in 
den 1990er Jahren zu einem Diskurs der Öffnung. Neben der Fundierung 
der Wirtschaft auf Handel und arbeitsintensive Produktion beschloss die 
Regierung ein Programm, um wissensbasierte Ökonomie zu fördern. Die 
durch die indirekten Zensurmaßnahmen ausgelöste Apathie der Menschen 
in Singapur erschien hierbei zunehmend als Hindernis, und die Regierung 
entschloss sich, Kreativität durch größere Meinungsvielfalt zu stimulieren. 
Ein Wechsel an der Regierungsspitze wurde zum Anlass genommen, eine 
breit angelegte Debatte zur Rolle der Zivilgesellschaft anzustoßen; mit dem 
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1999 lancierten Programm Singapore 21: Together, We make the difference. 
proklamierte der damalige Premier Goh Chok Tong eine neue politische 
Kultur der Einbeziehung der Zivilgesellschaft und der Orientierung an 
Prinzipien von Good Governance (Lee 2010: 89ff).

Ein symbolischer Akt dieses Aufbruchs war im Jahr 2000 die Einrich-
tung einer Speakers’ Corner im Hong Lim Park, der eine lange Geschichte 
als Ort von Demonstrationen hat. Dem Speakers’ Corner im Londoner 
Hyde Park nachgebildet, wurde eine Ecke als Ort der freien Rede ausge-
wiesen, und über eine Novelle des Public Entertainments Act (dabei umbe-
nannt in Public Entertainments and Meetings Act) wurde das Abhalten von 
Reden, die sonst unter dem Public Entertainments Act registriert werden 
müssen, an dieser Stelle erlaubt. So entstand – ganz konkret – ein geogra-
fisch abgegrenzter neuer Raum, der für die freie Rede ausgewiesen wurde. 

Seine faktische Nutzung verdeutlicht jedoch die sozialen Mechanismen 
und Strategien der Regierung: Eine Auflage war, dass sich RednerInnen 30 
Tage im Voraus bei der benachbarten Polizeistelle anmelden, wo sie unter 
anderem darüber belehrt wurden, dass alle Gesetze Singapurs ohne Abstriche 
gelten (2008 wurden die Bestimmungen gelockert und eine Onlineregistrie-
rung ermöglicht). Dieser Hinweis machte klar, dass alle OB-Marker gelten 
und die üblichen Tabuthemen nicht angesprochen werden dürfen (Gomez 
2002: 85). Der neue Raum wurde innerhalb dieses Rahmens von zahlrei-
chen RednerInnen genutzt (Kurlantzick 2000; William 2009), und nur bei 
wenigen Anlässen kam es zu Zwischenfällen, bei denen die Staatsgewalt 
einschritt und sich genötigt sah, die Verhaltensregeln genauer zu definieren: 
So versuchte zum Beispiel im Jahr 2000 die NGO Think Centre bei einer Rede 
ein Megaphon zu benutzen, was jedoch von der Polizei untersagt wurde. Eine 
spätere Veranstaltung von NGOs am Internationalen Tag der Menschen-
rechte im Dezember 2000 unter dem Titel „Abolish ISA (Internal Secu-
rity Act)“ wurde als Demonstration gewertet, und ein Teilnehmer bekam 
eine Verwarnung, da die Veranstaltung als solche hätte genehmigt werden 
müssen (Gomez 2002: 66, 86f). Als 2002 ein Oppositionspolitiker über das 
von der PAP erlassene Verbot von muslimischen Schleiern in Schulen sprach, 
wurde er offiziell verwarnt und polizeilich verhört, was klar machte, dass die 
OB-Marker auch für diesen Bereich gelten. 

Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass an der Speakers’ Corner keine 
massiven Kämpfe zwischen der Regierung und oppositionellen Kräften 
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ausgetragen werden mussten, es mussten keine Machtverhältnisse neu 
ausgefochten werden und kein neues Kontrollsystem erfunden werden. 
Die Regierung musste nur in wenigen Fällen ihre Muskeln spielen lassen, 
als sie von oppositionellen Gruppen herausgefordert wurde, deren Ziel es 
gerade war, die Grenzen auszutesten. Kleinere Präzedenzfälle genügten, 
um die Geltung der Regeln zu bekräftigen. Eine mögliche Erklärung für 
dieses reibungslose Funktionieren der Kontrolle ist die Annahme, dass die 
geltenden Regeln, das gesamte Verhalten der Menschen als Voreinstel-
lung (default) in den neu ausgewiesenen Raum übertragen wurde. Mit der 
Gesamtheit der sozialen Beziehungen, in die die Menschen eingebunden 
sind, wurde auch der Staat – verstanden als soziales Verhältnis im Sinne 
Poulantzas’ – in diesen neuen Raum hineingetragen. 

Hier soll jedoch eine weiterreichende Interpretation vertreten und die 
Raummetapher als solche angezweifelt werden: Mit dem Abstecken des 
Grundstücks im Park war kein neuer Raum entstanden, den es auf neue 
Weise zu befüllen galt, sondern der Akt des Absteckens selbst, als Regie-
rungsakt, konstituiert einen Raum mit einer bestimmten Struktur. In der 
gleichen Art, in der die Existenz von OB-Markern vom Regierungs sprecher 
als Akt der Öffnung umgedeutet wird, bedeutet auch die Einrichtung  
einer Speakers’ Corner zunächst nichts anderes als eine Bestätigung der 
Kon trollkompetenz der Regierung.

3.3 Internetkontrolle und der Diskurs der Öffnung
In Bezug auf das Internet lassen sich vergleichbare Prozesse erkennen. 

Bereits 1986 wurde ein erster National IT Plan zur Profilierung Singapurs 
als kreatives intelligentes Mediendrehkreuz und als Wissensökonomie 
verabschiedet (Lee 2010: 108). Umgesetzt wurde der Plan von der staatli-
chen Agentur Infocomm Development Authority (IDA) und der Media 
Development Authority (MDA). Dieser Plan wurde später ausgeweitet 
und 2000 unter dem Namen A Vision of an Intelligent Island: IT2000Report 
ein noch ehrgeizigeres Programm aufgelegt. Den bisherigen Höhepunkt 
staatlicher Förderung des Internets stellt das im Juni 2006 veröffentlichte 
Programm Intelligent Nation 2015 (iN2015) dar, das gegenwärtig von der 
IDA umgesetzt wird und die Integration aller bisherigen Anschlüsse in 
ein einziges allumfassendes, ultraschnelles Breitbandnetz leisten soll. So 
entsteht nach dem Plan der Regierung mit einer Übertragungsrate von 
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einem Gbit/s3, 90Prozent Breitbandanschluss in allen Wohnungen und 
100 Prozent Computerzugang für Kinder das voraussichtlich leistungs-
stärkste Netz der Welt.

Die Regierung sah sich bei ihren Plänen vor der Herausforderung, das 
Netz zwar ökonomisch nutzbar zu machen, die politische Kontrolle jedoch 
nicht zu gefährden. Dazu führte man bereits sehr früh ein originelles System 
der Internetkontrolle ein: Anstatt jede/n einzelne/n HomepagebetreiberIn 
zur Registrierung zu zwingen, wurde mit dem Class Licence Scheme gesetz-
lich festgelegt, dass jede/r BetreiberIn automatisch als Internet-Content-
Provider registriert ist und damit den Gesetzen des Rundfunks zur Selbst-
kontrolle unterliegt (Lee 2010: 113ff). Nur AnbieterInnen von politischen 
oder religiösen Inhalten müssen sich extra registrieren lassen. 

Eine Liste mit 100 Webseiten wurde definiert, deren Zugang in 
Singapur gesperrt ist (Lee 2010: 116). Technisch wird diese Sperre umge-
setzt, indem der gesamte Internetverkehr verpflichtend über Proxy-Server 
geleitet wird, die in Singapur angesiedelt sind und in denen die Sperrungen 
registriert sind. Bei den Internet-Providern wiederum handelt es sich um 
eine begrenzte Zahl von Firmen, die in der Hand der Regierung sind, oder 
bei denen die Regierung hinreichend große Mehrheiten hält. 

Die Liste der 100 gesperrten Seiten ist keine erschöpfende Liste. Sie 
entfaltet ihre Wirkung auf symbolischer Ebene und über Mechanismen 
der Selbstzensur: Die Kanalisierung über Proxy-Server gewährleistet, 
dass die Regierung im Prinzip die gesamte Internetkommunikation 
abhören kann. Diese Zugriffsmöglichkeit, gekoppelt mit der Tatsache, 
dass die Liste ständig aktualisiert wird, hat den gleichen Effekt wie die 
OB-Marker: Sie macht deutlich, dass die Regierung die Frage, was im 
Internet abrufbar ist, für relevant hält und stimuliert eine weitreichende 
Selbstzensur der InternetnutzerInnen.

Ähnlich wie bei der Einrichtung der Speakers’ Corner kam es zu klei-
neren Zwischenfällen: Der Akteur, der die Grenzen neu herausforderte 
und die Regierung zum pragmatischen Einschreiten bewog, war wiederum 
die NGO Think Centre, die aus Anlass der Parlamentswahlen von 2001 
versuchte, über das Internet eine offene politische Debatte zu stimulieren.

Über die Webseite von Think Centre bildete sich eine Gruppe mit dem 
Namen Politics 21 – in Anspielung auf das Regierungsprogramm zur poli-
tischen und zivilgesellschaftlichen Öffnung des singapurianischen Systems 
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Singapore 21 –, die direkt über politische Fragen debattieren wollte (Gomez 
2002: 58f). Nach dem ersten Treffen wurden jedoch die OrganisatorInnen 
von der Polizei mit dem Vorwurf verhört, sie hätten eine öffentliche Veran-
staltung organisiert, ohne sie gemäß des Public Entertainment and Meetings 
Act bei den Behörden genehmigen zu lassen. Bei den Verhören wurden ausge-
druckte Listen mit den Namen derer vorgelegt, die sich über den URL des 
Think Centre angemeldet hatten (Gomez 2002: 60). Die Botschaft war eine 
zweifache: Zum einen wurde klar gemacht, dass die Regierung das Netz 
nicht als Privatraum, sondern als öffentlichen Raum sieht, in dem dessen 
Gesetze gelten. Zum anderen zeigte die Regierung, dass sie in der Lage ist, 
alle Informationen, die über das Netz verschickt werden, zu scannen.

Think Centre richtete daraufhin eine interaktive Funktion ein, die 
sie Speakers’ Corner Online nannten, mit der sie die Speakers’ Corner im 
Hong Lim Park ergänzen und die freie Rede im Internet fördern wollten. 
Die Regierung antwortete jedoch im Juli 2001 mit einer Novelle des Parli-
amentary Elections Act (PEA) (Lee 2010: 125): Neben der bereits existie-
renden Bestimmung, dass Webseiten mit politischem Inhalt bei der Singa-
pore Broadcasting Authority registriert werden müssen, wurde spezifiziert, 
dass die BetreiberInnen einer Plattform verantwortlich für alle dort publi-
zierten Inhalte sind. Nach zwei Aufforderungen vom Election Department 
zur Löschung von Inhalten stellte Think Centre daraufhin die Speakers’ 
Corner online ein (Lee 2010: 127).

Die Regulierung des Netzes folgte also der gleichen Logik wie die 
Kontrolle der Printmedien: Wirtschaftlich sind die Provider mit der Regie-
rung eng verflochten und eine unterspezifizierte Liste von gesperrten Seiten 
stimuliert als OB-Marker die Selbstzensur. 

Damit stellt die Internetregulierung ein weiteres Beispiel für die prag-
matische Vorgehensweise der Regierung dar, die sich nicht mit grundsätz-
lichen Fragen der Beherrschbarkeit des Internets aufhält und versucht, 
über einen Masterplan die Kontrolle im Netz zu behalten, sondern am 
konkreten „Problemfall“ bewährte Regulierungstechniken in kleinen 
Schritten weiterentwickelt. Sie verlässt sich dabei implizit auf die Wirk-
mächtigkeit der bereits existierenden Kontrollstrukturen, die die Selbst-
zensur stimulieren und die es unwahrscheinlich machen, dass es zu einem 
massenhaften Aufbegehren kommt. Anders als die von liberaler Demokra-
tietheorie inspirierten Arbeiten zum Verhältnis von Internet und Demo-
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kratie es erwarten lassen, lässt sich nicht beobachten, dass sich Zivilgesell-
schaft und Staat im neuen Raum cyberspace ein Gefecht liefern, bei dem der 
Staat als Waffe Zensurmaßnahmen und die Zivilgesellschaft neue, durch 
die Internettechnik bereitgestellte Formen zivilen Ungehorsams und freier 
Meinungsäußerung ins Feld führen. 

Mit Bezug auf die Raummetapher lässt sich die effiziente Internetkon-
trolle im Sinne von Gomez (2002) und George (2005, 2007) so interpre-
tieren, dass Gesetze und Regeln aus der Offlinewelt in den neu eröffneten 
Cyberspace übertragen wurden. Die sozialen Kräfteverhältnisse, und mit 
ihnen die staatlichen Strukturen mit all ihren Prozessen des Regierens und 
Regiert-Werdens, wirken fort. 

Im Fall Singapurs liegt jedoch eine weitreichendere Interpretation nahe, 
die vom Regierungsdiskurs der Öffnung ausgeht und die die Metapher des 
Cyberspace als neuen, zu erobernden Raum in Zweifel zieht: Dadurch, dass 
das Internet im Zuge der ehrgeizigen Infrastrukturprogramme der Regie-
rung eingerichtet und sukzessive ausgebaut wird, wird dieser Raum bereits 
in einer spezifisch vorstrukturierten Art erzeugt – nicht nur auf materieller 
Ebene, dadurch, dass die Regierung über die Server verfügt und die Mehr-
heiten in den Providerfirmen hält, sondern auch auf symbolischer Ebene, 
dadurch, dass sie sich als AkteurInnen der Öffnung profilieren.

3.4 Die Kontrolle der Blogosphäre
Die erfolgreiche Ausweitung des Einflussbereichs der Regierung durch 

Schaffung und Regulierung des Cyberspace wurde allerdings seit Mitte der 
2000er Jahre herausgefordert: Das Web 2.0, Blogs und andere interaktive 
Formen des Informationsaustauschs bekamen eine immer größere Bedeu-
tung und entfalteten im Zusammenhang mit der Parlamentswahl von 2006 
eine eigene Dynamik, die die Grenzen der Selbstzensur zu sprengen drohte. 
Die Reaktion auf diese Herausforderung führte im Umgang mit dem Netz 
zu einer neuerlichen Umorientierung der Regierung, deren Erfolg in den 
Parlamentswahlen von Mai 2011 zumindest teilweise bestätigt wurde.

Blogging war im Prinzip abgedeckt von den Regelungen, die bereits im 
Zuge der Wahl 2001 spezifiziert worden waren. Ebenso wie auf einzelnen 
Webseiten ist Wahlwerbung und die Diskussion politischer Themen 
verboten bzw. unterliegt den Regelungen zur Registrierung politischer 
Webseiten und führt nach dem bekannten Muster zu einer weitreichenden 
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Selbstzensur. Die Regierung versuchte zunächst, den Regeln anhand 
von Präzedenzfällen zur Geltung zu verhelfen. 2005 wurde der Blogger 
AcidFlask wegen übler Nachrede angeklagt, nachdem er einen kritischen 
Artikel zur Wissenschaftsplanung der Regierung veröffentlich hatte. Ein 
Filmemacher und Blogger, Marty Sen, dessen kontroverser Film Singapore 
Rebel schließlich verboten wurde, wurde verhört, und drei weitere Blogger 
wurden unter dem seit 1966 nicht mehr angewendeten Gesetz wegen Volks-
verhetzung angeklagt, nachdem sie rassistische Bemerkungen veröffentlicht 
hatten (Lee 2010: 134f). Auf diese Weise rahmten die Regierung und die 
Mainstream-Medien die Blogs als Gefahr für die öffentliche Sicherheit. 
Der Informationsminister Lee Boon Yang bezeichnete die Blogosphäre als 
„chaotic and disorganized, with many half-truths and untruths masquer-
ading as fact“ (Lee Boon Yang 2006). Lee Hsien Loong, der Premiermi-
nister, unterstrich 2007, dass Stimmen im Internet, besonders solche, die 
anonym auftreten, nicht das gleiche Gehör finden dürften, da sie in einer 
Umgebung operierten, in der auch TerroristInnen und Pädophile auftreten 
können (Lee Hsien Loong 2007: 11). 

Während des Wahlkampfs zur Wahl 2006 wurden die Regelungen 
jedoch nicht strikt verfolgt, obwohl sich mehr und mehr BloggerInnen zu 
politischen Themen äußerten. Lee (2010: 134) interpretiert die Zurückhal-
tung der Regierung als Furcht, dass bei einer Verfolgung der BloggerInnen 
die zu erwartende schlechte Presse der Regierung mehr schaden als nützen 
könnte. BloggerInnen luden ihre eigenen Berichte von Wahlkampfveranstal-
tungen ins Netz, kommentierten Veranstaltungen und gaben damit sogar 
zum Teil den Mainstream-Medien die Themen vor, über die diese berichten 
mussten. James Gomez bezeichnete die Wahlen später als die ersten Internet-
wahlen Singapurs (Lee 2010: 136). Insgesamt verlor die PAP zwar 8,7 Prozent 
der Stimmen und rutschte von 75,3 Prozent auf 66,6 Prozent ab. Sie konnte 
jedoch wegen des Mehrheitswahlrechts mit 82 von 84 Sitzen ihre überwälti-
gende Stimmenmehrheit im Parlament verteidigen. Dennoch setzte bei der 
PAP eine kritische Reflexion und ein Prozess der Neuorientierung ein. „The 
Government has to adopt to the digital age. […] We will use the media 
– multimedia, podcasts, vodcasts – all these things which you get in the 
Internet or somebody sends to you by e-mail“ (Lee Hsien Loong 2006).

Fortan engagierte sich die PAP offensiv in der Blogosphäre: Die wich-
tigste Mainstream-Tageszeitung Straits Times, der durch die BloggerInnen 
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der Rang als Leitmedium streitig gemacht wurde, richtete ein Format des 
citizen journalism mit dem Titel STOMP „Straits Times Online Mobile 
Print“ ein und beauftragte eine Gruppe bunt zusammengewürfelter Cele-
brities, Nachrichten zu kommentieren (Lee 2010: 136). 

Die ParlamentarierInnen der PAP begannen, offensiv in Blogs zu publi-
zieren – allen voran George Yeo, der Außenminister, der in den späten 1990er 
Jahren Minister für Kommunikation und Kultur war und für die Archi-
tektur des Systems des ausbalancierten Zwangs verantwortlich ist. Diese 
Aktionen waren Teil einer groß angelegten Kampagne, die die PAP im Sinne 
einer Aufstandsbekämpfungsstrategie (counter-insurgency) aufgelegt hatte: 
Verschiedene Komitees, denen ParlamentarierInnen, InternetspezialistInnen 
und junge engagierte PAP-AnhängerInnen angehörten, bearbeiteten die 
Aufgabe, die Meinung im Netz in Richtung Establishment zu beeinflussen. 
Dazu wurden BloggerInnen engagiert, die auf kritische Äußerungen in Blogs 
reagieren sollten. Interessanterweise war ein bewusst gewähltes Mittel der 
Meinungspflege, dass diese Pro-Establishment-Blogger anonym auftraten. 
„The identity is not important. It is the message that is important“ zitiert Li 
(2006) die Meinung des Regierungskomitees. 

Ein weiteres Ereignis war entscheidend für einen Umschwung im 
Umgang mit Blogs: 2007 kam es zu einer erneuten Auseinandersetzung 
zwischen dem Blogger AcidFlask und dem Leiter der Regierungsstelle 
für Forschungsförderung A*STAR. Diesmal veröffentlichte der Leiter 
der Stelle die Bemerkungen, wegen derer er AcidFlask verklagt hatte. 
Die öffentliche Meinung schwenkte um und richtete sich nun gegen 
den Blogger, dessen Einlassungen tatsächlich als diffamierend wahrge-
nommen wurden (Ng 2007).

Durch ihre Aktionen änderte sich die Wahrnehmung von Blogs in 
der öffentlichen Meinung grundlegend: Anstatt Blogs weiterhin als Hort 
der freien und ungehinderten Meinungsäußerung anzusehen, entstand 
eine kontroverse Debatte unter den BloggerInnen über die Frage, welchen 
Stellenwert die Anonymität im Netz hat, wenn auch die Regierungspartei 
dort unter Pseudonymen bloggt und systematisch in die Meinungsbildung 
eingreift. Im Nachklang zum Diffamierungsvorfall wurde in Blogs die 
Frage diskutiert, ob BloggerInnen sich selbst regulieren sollten, was die 
BloggerInnen-Gemeinschaft in BefürworterInnen und GegnerInnen einer 
solchen Selbstregulierung spaltete (Lee/Kan 2009).
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Interessanterweise nahmen die Vorfälle Debatten vorweg, die in der 
westlichen Welt später ebenso geführt wurden: Im Zusammenhang mit der 
Veröffentlichung der US-amerikanischen Botschaftsdepeschen durch die 
Enthüllungsplattform Wikileaks spaltete sich die öffentliche Meinung, und in 
einigen Umfragen sprach sich sogar die Mehrheit um der staatlichen Sicher-
heit willen gegen eine Veröffentlichung geheimer Dokumente aus (Tages-
schau 2010). Nach den Anschlägen in Norwegen entstand eine Kontroverse 
über die Frage, ob im Internet Klarnamen vorgeschrieben werden sollten, um 
illegale Handlungen im Bedarfsfall verfolgen zu können (Lüke/Füller 2011). 

Hier zeigt sich, dass die Zuschreibungen an bestimmte technische Eigen-
schaften des Netzes, wie sie von den VerfechterInnen einer liberalen Demo-
kratietheorie vorgetragen werden, nicht zutreffend sind. Anonymität und 
die Möglichkeiten einer freien und unregulierten Veröffentlichung stehen 
in keinem intrinsischen Zusammenhang mit dem progressiven demokrati-
schen Charakter des veröffentlichten Inhalts. Die singapurianische Regie-
rung hat das erkannt und – in gewohnt pragmatischer Art – auf der Grund-
lage dieser Erkenntnis ihre Kontrolle umorganisiert. Sie hat damit einen 
genialen Schachzug getätigt: Indem sie die neuen Medien nicht mehr als 
Konkurrenz behandelte und nicht mehr versuchte, über offene Zensur oder 
die Herbeiführung von Selbstzensur Stimmen zum Schweigen zu bringen, 
sondern indem sie das Netz einfach in allen Aspekten nutzte, wie es auch 
regierungskritische NutzerInnen tun, hat sie es geschafft, die Blogosphäre 
als das erscheinen zu lassen, was sie ist: ein Teil der singapurianischen Gesell-
schaft, in der der Staat sich nicht neu erfinden und durchsetzen muss, 
sondern in der die PAP auf ihren Vorsprung an Ressourcen vertrauen kann, 
um die Herrschaftstechniken anzuwenden, denen sie auch offline vertraut.

Im Mai 2011 wurde in Singapur erneut gewählt und die PAP konnte 
mit 81 von 87 Stimmen ihre Mehrheit im Parlament verteidigen. Dass bei 
diesem Wahlkampf auf der Seite von The Online Citizen (TOC) kontrovers 
über politische Themen diskutiert werden konnte und etwa auch offen über 
Fragen von Selbstzensur und die subtilen Techniken der Angst gebloggt 
wurde, hat zu keiner erdrutschartigen Verschiebung der politischen Kräf-
teverhältnisse geführt. Die PAP hat Stimmenverluste und den Verlust eines 
Wahlkreises hinnehmen müssen – ihre Macht ist angegriffen, aber nicht 
gebrochen. Zentrale AktivistInnen wie James Gomez, die seinerzeit das 
Internet als Werkzeug für eine Demokratisierung stark machen wollten, 
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konzentrieren sich heute auf Fragen des Wahlrechts und der Menschen-
rechte, wenn sie nach Ansatzpunkten für eine politische Strategie für eine 
Demokratisierung in Singapur suchen (Gomez 2008, 2011).

4. Schluss

Arbeiten zur Frage, ob eine Durchdringung des Internets in einem 
Land zu mehr Demokratie führt, behandeln Singapur und andere autori-
täre Staaten wie China, Vietnam, mit Einschränkung auch Malaysia und 
Thailand, als regionale Besonderheiten. Am Beispiel der Genese der Inter-
netregulierung in Singapur habe ich diskutiert, inwieweit diese Sichtweise 
mit bestimmten Grundannahmen einer liberalen Demokratietheorie und 
einem verkürzten Konzept von Staat zusammenhängen.

Auf der Grundlage einer kritischen Staatstheorie in der Folge von 
Poulantzas, die den Staat als soziales Kräfteverhältnis sieht, und einer 
kritischen Raumtheorie werden die Entwicklungen in Singapur systema-
tisch erklärbar. Indem sie nicht mehr als Ausnahme erscheinen, werden sie 
als Erfahrung für eine realistische Einschätzung der demokratisierenden 
Potenziale des Internets für NetzaktivistInnen nutzbar.
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Abstracts

Der Artikel widmet sich der Frage, wie der Zusammenhang zwischen der 
Internetverbreitung und dem Demokratieniveau in einem Land konzeptua-
lisiert werden kann. Während zahlreiche WissenschaftlerInnen und EZA-
PraktikerInnen aufgrund seiner technischen Eigenschaften von einer demo-
kratiestimulierenden Wirkung des Internets ausgehen, verweisen jüngere 
quantitative und qualitative Studien immer wieder auf Fälle wie Singapur, 
wo eine weitreichende Internetverbreitung mit einer Konsolidierung auto-
ritärer Herrschaft einhergeht. Eine Analyse der Genese und Struktur der 
Internetkontrolle in Singapur zeigt, dass die zugrunde liegenden Prozesse 
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nur mithilfe einer kritischen Staatstheorie zu erfassen sind, die sich von 
einer Dichotomie zwischen Staat und Zivilgesellschaft verabschiedet und 
den Staat als gesellschaftliches Verhältnis konzeptualisiert.

The paper deals with the question of how to conceptualise the connec-
tion between the spread of the internet and democracy. Many scholars as 
well as practitioners of development cooperation have taken for granted the 
democratising effect of the internet because of its technical particularities. 
However, more recent quantitative and qualitative studies have pointed 
to exceptions like Singapore, where a high internet penetration coincides 
with a consolidation of authoritarianism. An analysis of the genesis and 
the structure of internet control in Singapore shows that the underlying 
processes can only be captured with the help of a critical state theory that 
overcomes a simple dichotomy of state versus civil society and instead 
conceptualises the state as a societal relation.  

Wolfram Schaffar
Institut für Internationale Entwicklung
Universität Wien
Sensengasse 3, A-1090 Wien
wolfram.schaffar@gmx.de

1 So zum Beispiel das Global Media Forum der Deutschen Welle, in dessen Rah-
men die Facebook-Seite „We are all Khaled Said“ von Wael Ghonim (www.face-
book.com/ElShaheeed) als Best Social Activism Campaign und Lina Ben Mhen-
ni mit dem Blog-Award ausgezeichnet wurde (Deutsche Welle 2011).

2 Castells weist 2001 bereits auf diese charakteristische Verzerrung hin, wenn er die 
unterschiedliche Bedeutung des Begriffs „libertär“ in Europa und den USA her-
ausstellt (Castells 2001: 33).

3 Das ambitionierte Programm Singapurs ist nur vergleichbar mit dem Japans und 
Südkoreas. In Deutschland ist lediglich geplant, 75 Prozent der Haushalte bis 
2014 mit mindestens 50 MBit/s auszurüsten (ein Zwanzigstel der Übertragungs-
rate von Singapur). Der letzte IK-Plan der österreichischen Regierung stammt 
aus dem Jahr 2005. Seither überlässt die Regierung den Ausbau der Infrastruktur 
dem Marktgeschehen (Europäische Kommission 2010; Baumgartner 2011).


